
zu. Man sollte jedoch bei der Beratung im Ausschuß berück­
sichtigen, daß ihm bereits seit dem 17. Juni der von mir ein­
gangs genannte Antrag der DSU vorliegt.

Angesichts der seitdem verstrichenen Zeit erwartet die Frak­
tion der CDU und des Demokratischen Aufbruchs, daß der Aus­
schuß bis zur 27. Tagung der Volkskammer am kommenden 
Sonntag vor diesem Hohen Hause über den Stand dieses Antra­
ges berichtet.

(Beifall bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Vielen Dank, Herr Wieczorek. Sind Sie bereit, Fragen zu be­
antworten?

Frau Birthler (Bündnis 90/Grüne):
Herr Wieczorek, ich möchte ausdrücklich würdigen, daß Sie 

meinen, daß die Bürgerbewegungen eine Chance haben sollten, 
künftig parlamentarische Verantwortung zu übernehmen, und 
ich möchte Sie fragen, ob Sie folgerichtig dann auch dafür sind, 
daß sich politische Vereinigungen, also nicht nur Parteien, an 
den Wahlen beteiligen können.

Dr. Wieczorek (CDU/DA):

Diese Frage, die Sie stellen, ist erst einmal grundsätzlich 
richtig. Ich habe dazu Stellung genommen. Ich muß Ihnen al­
lerdings sagen: Für unsere Wahlen am 2. Dezember haben wir 
noch kein Wahlgesetz. Es ist noch nicht verhandelt, geschweige 
denn im Parlament eingebracht, ob wir nur Parteien oder - wie 
z. B. bei den Wahlen am 18. 3. - Parteien und Vereinigungen zu­
lassen wollen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Danke. Bitte die nächste Frage.

Thietz (Die Liberalen):
Müssen Sie mir nicht zustimmen, daß man alle Bedenken 

hinsichtlich eines rechtsfreien Raumes mit einer entsprechen­
den fundierten Ausgestaltung des zweiten Staatsvertrages aus­
räumen könnte? Dazu ist der zweite Staatsvertrag doch da, um 
diese Dinge zu regeln. Deswegen kann ich dieses Argument ab­
solut nicht einsehen.

Dr. Wieczorek (CDU/DA):

Herr Kollege, wenn der Einigungsvertrag - den Staatsver­
trag haben wir hinter uns - ratifiziert ist, können wir gern bei­
treten.

(Thietz, Die Liberalen: Dann befinden wir uns in 
Übereinstimmung!)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Herr Abgeordneter Meckel, bitte schön.

Meckel (SPD):

Ich scheue mich nicht, dasselbe Mikrofon zu benutzen wie 
Sie sonst, denn ich stelle die Frage als Abgeordneter. Ich gebe 
Ihnen ja auch die Hand, wenn ich Sie treffe.

Ich habe eine Frage zu dem Argument bezüglich des rechts­
freien Raums oder dessen, was sich so nennt: Ist es richtig, daß 
der Unterschied zwischen der Bereitschaft, die Sie nannten, 
nämlich 3. Dezember, 00.00 Uhr,als Termin für den Beitritt ge­
mäß Artikel 23 GG und unserer Forderung, nämlich 2. Dezem­
ber, 00.00 Uhr, und Regierungsbildung, nur darin besteht, daß 
der sogenannte rechtsfreie Raum um 24 Stunden verkürzt 
wäre? Wie wäre Ihr Vorschlag für die Füllung dieses rechts­
freien Raumes, wenn es denn wirklich einer ist?

Dr. Wieczorek (CDU/DA):

Herr Meckel, ich habe einen guten Vorschlag: Erst einmal 
schlafen wir uns an dem Sonntag schön aus, dann gehen wir 
wählen. Das geht bis 18.00 Uhr. Dann lassen wir hinterher die 
Stimmen auszählen.

Ich kann Ihnen ganz genau sagen, um was es bei diesen 
24 Stunden geht: Es geht um wahltaktische Manöver, gar nicht 
um Artikel 23.

(Beifall bei CDU/DA, DSU, den Liberalen, bei SPD,
PDS, DBD/DFD)

Da unsere Freunde von der SPD so besonders herzlich ge­
lacht haben: Das betrifft natürlich alle Parteien.

(Zuruf vom Bündnis 90/Grüne: Wie wäre es denn 
mit 12.00 Uhr mittags?)

Meckel (SPD):

Meine Frage war nicht die nach dem wahltaktischen Manö­
ver. Das ist durchschaubar.

(Heiterkeit)

(Dr. Wieczorek, CDU/DA: Da haben Sie recht, das 
stimmt!)

Die Frage bezog sich auf den rechtsfreien Raum, von dem Sie 
sagen, es gebe ihn und er sei in keiner Weise ausfüllbar beim
2. Dezember 00.00 Uhr, wenn die Regierung später gebildet 
wird, aber bei einem Termin 3. Dezember wäre er ausfüllbar. 
Das leuchtet mir wahrhaftig nicht ein.
Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Herr Abgeordneter Meckel, ich bitte, jetzt die Frage zu for­
mulieren.

Dr. Wieczorek (CDU/DA):

Ich möchte noch auf die Frage antworten, das ist mir der Ab­
geordnete Meckel auf jeden Fall wert.

Wenn wir am 2. Dezember um 00.00 Uhr beitreten, haben wir 
ein Wahlgebiet und die Wahlgesetzgebung der Bundesrepublik 
Deutschland. Ich habe in dem Diskussionsbeitrag klar und 
deutlich erläutert, warum wir das nicht wollen, und zwar im 
Sinne all derer, die sich im Herbst vergangenen Jahres hier 
stark eingebracht haben und auch die Chance erhalten sollten, 
in einem gesamtdeutschen Parlament vertreten zu sein.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Herr Lehment, bitte.

Lehme nt (Die Liberalen):

Herr Abgeordneter, ich habe eine ganz sachliche Frage. Gehe 
ich recht in der Annahme, daß Ihre Formulierung, den Beitritt 
nach der Konstituierung der neuen Regierung zu erklären, be­
deuten kann, daß wir erst 1991 beitreten?

Dr. Wieczorek (CDU/DA):

Herr Abgeordneter! Ich mußte gestern schon einmal eine 
Formulierung gebrauchen. Seien Sie mir nicht böse. Sie haben 
nicht richtig zugehört: spätestens und das könnte auch sein 
frühestens, das Datum habe ich genannt.

(Zwischenfrage von Lehment, Die Liberalen: Kön­
nen Sie mir nicht antworten auf meine Frage?)

Selbstverständlich. Na, Sie können doch rechnen. 30 Tage 
könnte dann natürlich auch Anfang Januar sein.
Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Danke schön. Der Abgeordnete Wieczorek hat keine weiteren 
Fragen zugelassen.

(Zuruf eines SPD-Abgeordneten: Wir sind noch 
DDR-Bürger.)

Und jetzt bitte ich als nächsten Redner Herrn Abgeordneten 
Schwarz von der DSU.

(Heiterkeit und vereinzelt Beifall)
Schwarz für die Fraktion der DSU:

Es ist erfreulich, diese Begrüßung. Meine Damen und Her­
ren! Herr Präsident! Was sich im Augenblick hier abspielt, wird 
im Land mit Unverständnis zur Kenntnis genommen werden.
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